
  

      

      

        

          

        

        

            

       

        

       

     

       

           

              

            

           

     

  

  

   

  

          

 

       

           

       

           

          

     

 

           

        

Muster der Anlagen 1 bis 3

FREIWILLIGE SELBSTVERPFLICHTUNG DER ÜNB|GMBH ZUR VORHALTUNG 

DER BETRIEBSBEREITSCHAFT VON STEINKOHLEKRAFTWERKEN NACH § 52 

ABS. 2 KVBG UND DEM UMGANG MIT DEN RESULTIERENDEN KOSTEN 

Die Bundesnetzagentur ermittelt nach dem Gesetz zur Reduzierung und zur Beendi­

gung der Kohleverstromung (KVBG) durch Ausschreibungen die unter das Vermark­

tungsverbot fallenden Steinkohlekraftwerke. Im verkürzten Verfahren des Jahres 2020 

beträgt nach § 6 Abs. 3 KVBG das Ausschreibungsvolumen 4.000 MW. Für die bezu­

schlagten Steinkohleanlagen wird das Vermarktungsverbot bereits einen Monat nach 

der Erteilung des Zuschlags wirksam. Das Verbot der Kohleverfeuerung tritt sieben 

Monate nach der Bekanntgabe des Zuschlags in Kraft. 

Ab dem Wirksamwerden des Vermarktungsverbots bis zum Wirksamwerden des Ver­

bots der Kohleverfeuerung muss der Anlagenbetreiber die Betriebsbereitschaft der An­

lage für Anpassungen der Einspeisung nach § 13a Abs. 1 des Energiewirtschaftsge­

setzes (EnWG) und für die Durchführung von Maßnahmen nach § 13 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 

und 3 EnWG weiter vorhalten. Dabei hat der Anlagenbetreiber entsprechend § 13c 

Abs. 3 Nr. 1 bis 3 EnWG gegenüber dem jeweiligen Übertragungsnetzbetreiber einen 

Anspruch auf eine angemessene Vergütung. 

Diese umfasst: 

 Erhaltungsauslagen, 

 Betriebsbereitschaftsauslagen und 

 Erzeugungsauslagen. 

Der Umfang der Kostenerstattung richtet sich nach dem Maßstab des beigefügten 

Mustervertrages. 

Unbeschadet der gesetzlichen Verpflichtungen erfolgen die Vorhaltung, Wiederher­

stellung der Betriebsbereitschaft und der Einsatz der Anlagen auf Grundlage des zwi­

schen den Übertragungsnetzbetreibern und der Bundesnetzagentur abgestimmten 

Vertrages. Die ÜNB|GmbH wird mit den im verkürzten Verfahren des Jahres 2020 be­

zuschlagten und für die Vorhaltung der Betriebsbereitschaft relevanten Betreibern von 

Steinkohleanlagen auf Basis des Mustervertrages kraftwerksspezifische Verträge 

schließen. 

Die ÜNB|GmbH wird die Höhe der an die Betreiber der bezuschlagten Steinkohlean­

lagen zu erstattenden Erhaltungsauslagen mit der Bundesnetzagentur abstimmen. Die 
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Muster der Anlagen 1 bis 3

Betriebsbereitschaftsauslagen werden entsprechend des Mustervertrags erstattet. Die 

ÜNB|GmbH wird Erzeugungsauslagen ausschließlich gegen Nachweis in der tatsäch­

lich entstandenen Höhe erstatten. 

Mit dieser freiwilligen Selbstverpflichtung erklärt die ÜNB|GmbH für die Vorhaltung, 

Wiederherstellung der Betriebsbereitschaft und den Einsatz von Steinkohlekraftwer­

ken nach § 52 Abs. 2 KVBG auf Basis des als Anhang beigefügten Mustervertrages 

Vertragsverhandlungen mit den betroffenen Kraftwerksbetreibern zu führen. Des Wei­

teren erfolgt die Vergütung der Anlagenbetreiber in der mit der Bundesnetzagentur 

abgestimmten Höhe. 

Die nach Maßgabe dieser freiwilligen Selbstverpflichtung resultierenden Kosten gelten 

als dauerhaft nicht beeinflussbare Kostenanteile im Sinne des § 11 Abs. 2 S. 4 ARegV. 

Für die Berechnung der Erlösobergrenze 2021 werden von der ÜNB|GmbH Plankos­

ten in Höhe von null Euro berücksichtigt. Die Differenz zwischen den in der EOG an­

gesetzten Plankosten und den bei der ÜNB|GmbH tatsächlich entstandenen Ist-Kos­

ten wird über das Regulierungskonto gem. § 5 ARegV ausgeglichen. Die ÜNB|GmbH 

legt der Bundesnetzagentur die für das Jahr 2021 entstandenen Kosten bis zum 

30.06.2022 vor. 

Eine Anpassung dieser freiwilligen Selbstverpflichtung erfolgt, falls sich die zugrunde­

liegenden Umstände in erheblichem Maße ändern. In diesem Falle gelten die Maßga­

ben dieser freiwilligen Selbstverpflichtung jedoch fort, bis zur Aufhebung der entspre­

chenden nach § 29 Abs. 1 EnWG i.V.m. §§ 11 Abs. 2 S. 4, 32 Abs. 1 Nr. 4 ARegV 

erlassenen Festlegung durch die Bundesnetzagentur. 

Ort, Datum [Mitglied der Geschäftsführung ÜNB] 

Ort, Datum [Mitglied der Geschäftsführung ÜNB] 
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